
3. u 1 UNG 

8 E G R Ü N D U N G 

zum Bebauungsplan Nr. 63 der Stadt Schleswig 

"Städtebau 1 i c h es Ergänz u n g s geb i et z um s an i er u n g s geb i et A 1 t stad t I 11 

Gebie� östlich Lange Straße und nördlich Mühlenbach 

1. Entwicklung des Bebauungsplanes

a) Veranlassung zur Aufstellung des Bebauungsplanes
Das Plangebiet schließt westlich an die Lange Straße und
an das Bebauungsplangebiet Nr. 66 an.
Es wird im Süden vom Kleinen Baumhofsgang bzw. von der
Noorstraße und im Südosten von der Kreisbahn begrenzt (s.
Anlageübersichtsplan).
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 63 ist notwendig,
um einen geordneten städtebaulichen Wiederaufbau im zen­
tralen Bereich der Altstadt auf der Grundlage des am
5.7.1979 von der Ratsversammlung beschlossenen Rahmenplan­
konzeptes zu erreichen. Insbesondere werden als Ergänzung
zum Bebauungsplan Nr. 52 - Sanierungsgebiet Altstadt I -
Ersatzflächen für dort entfallende öffentliche Parkplätze
und private Garagen- und Stellplätze für im Sanierungsge­
biet erstellte Wohnungen ausgewiesen.

b) Rechtsgrundlagen
Gemäß§ 8 Abs. 2 BBauG sind Bebauungspläne aus dem Flächen­
nutzungsplan zu entwickeln. Mit der Ausweisung als Mischge­
biet (Mi), öffentliche Parkplatz- und Grünfläche, ist die
Übereinstimmung mit dem Flächennutzungsplan gegeben, zu­
sätzlich erfolgt eine Abstimmung mit dem Rahmenplan.
Als Kartengrundlage für den rechtlichen und topographischen
Nachweis der Grundstücke diente die Abzeichnung der Ka­
tasterkarte im Maßstab 1 :500.

Der Bereich des Bebauungsplanes Nr. 63 wurde am
als städtebauliches Ergänzungsgebiet gern. § 5 des Städte­
bauförderungsgesetzes förmlich festgelegt.
Die Ratsversammlung der Stadt Schleswig beschloß am
die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 63 mit dem jetzigen
Sanierungskonzept.

2. Städtebauliche Maßnahmen

Das Plangebiet liegt zwischen dem Hauptgeschäftsgebiet im
Nordwesten, dem innerstädtischen Wohngebiet Altstadt I im
W e s t e n und d er f r e i e n L an d s c h a f t d es 11 Ho 1 m e r No o r s 11 i m 0-S t e n .

Der Bereich der vorhandenen Bebauung an der Langen Straße und
dem Kleinen Baumhofsgang dient dem Wohnen und Gewerbe (öffent-
1 iche Verwaltung und Läden). Im östlichen Teil, der größten­
teils im Überschwemmungsgebiet liegt, befindet sich elne





4 . der Stell- und Park lätze 

In dem Plangebiet als städtebau ichem Ergänzungsgeb e 
sind 45 P als öffentliche Parkplätze 36 Garagen und 168 
Stellplätze als private Flächen ausgewiesen. 

Als Grundlage für die Gestaltung bzw. Bemessung der Stell­
platz- und Garagenflächen gelten die Richtlinien für die 

Anlage von Straßen (RAS), Stand Juni 1981. 

5. Bodenordnende Maßnahmen

Die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes erfaßten Flur­
stücke sowie die Eigentumsverh tnisse sind im beigefügten
Eigentümerverzeichnis mit den erforderlichen Daten aufge­
führt.

Die stadteigenen Flurstücke werden zur Durchführung der
Planung, Herstellung der Grün- und Wegeflächen zur Ver­
fügung gestellt.

Die von der Neuordnung betroffeneri, nicht stadteigenen
Flächen sollen möglichst im Wege freiwilliger Verein­
barungen (Tausch, Kauf) erworben werden. Wo dies nicht
rechtzeitig Oder nicht zu tragbaren Bedingungen möglich
sein sollte, wird das Enteignungsverfahren nach§§ 85 ff
BBauG angewendet werden, damit die Planungsabsichten des
Bebauungsplanes verwirklicht werden können.

6. Hinw€is auf den mittelalterlichen Siedlun sbereich

Der Bebauungsplan liegt im mittelalterlichen Siedlungsbe­
reich der Stadt Schleswig.
Mögliche Funde in diesem Bereich können wichtige archä­
ologische Quellen sein und müssen durch wissenschaftliche
Ausgrabung untersucht werden.
Konkrete Baumaßnahmen und feststehende Termine für Erd­
arbeiten sind unmittelbar und so frühzeitig wie möglich
der Abt. für Wikingerforschung und mittelalterliche Sied­
lungsarchäologie (SFB 17 des Landesmuseums für Vor- und
Frühgeschichte, Schloß Gottorf, Tel.: 3 24 25) mitzu­
teilen.

6 . a ) 
Denkmalschutz 

7 . 

Der vorletzte Satz des Absatzes 5.3 unter Ziffer 5 des 
Textes läßt ein Mitspracherecht der Stadt Schleswig bei 
baulichen Veränderungen an Kulturdenkmälern zu und greift 
einer Genehmigung d.d. Denkmalschutzbehörde nicht vor. 

a ) 
\ 

Die Versorgung mit Trink- und Gebrauchswasser erfolgt 
durch Anschluß an das Wassernetz der Stadtwerke. 




